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Abréviations

UNO Organisation der Vereinten Nationen

SBFI Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und Innovation

1ISOS Bundesinventar der schitzenswerten Ortsbilder der Schweiz von
nationaler Bedeutung

KIOS Koordination Islamischer Organisationen Schweiz

FIDS Foderation islamischer Dachorganisationen Schweiz

URG Urheberrechtsgesetz

VISOS Verordnung Uber das Bundesinventar der schitzenswerten Ortsbilder
der Schweiz

ZDA Zentrum fur Demokratie Aarau

BAK Bundesamt flr Kultur

ONU Organisation des Nations unies

SEFRI Secrétariat d'Etat a la formation, & la recherche et a I'innovation

1ISOS Inventaire fédéral des sites construits d'importance nationale a protéger
en Suisse

Cols Coordination des Organisations Islamiques Suisses

FOIS La fédération d'organisations islamiques de suisse

LDA Loi sur le droit d'auteur

OISOS Ordonnance concernant I'lnventaire fédéral des sites construits a
protéger en Suisse

ZDA Zentrum fur Demokratie Aarau

OFC Office fédéral de la culture

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.90 - 01.01.20



RAPPORT
DATE: 31.12.2019
MELIKE GOKCE

Chronique générale

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises
Culture, langues, églises

Jahresriickblick 2019: Kultur, Sprache, Kirchen

2019 war hinsichtlich der Kultur-, Sprach- und Kirchenpolitik vergleichsweise ein eher
moderater Jahrgang, sowohl im Vergleich zu anderen Politikbereichen, als auch im
direkten Vergleich zu den Vorjahren. Eine APS-Zeitungsanalyse zeigt auf, dass alle drei
Politikbereiche von einem rucklaufigen Trend betroffen sind, wobei sich dieser
besonders in der Medienberichterstattung zur Kirchen- und Religionspolitik am
stérksten zeigt - hier hat sich der Anteil themenspezifischer Artikel seit 2016 nahezu
halbiert. Im Jahresverlauf wurden Uber die drei Themenbereiche betrachtet
unterschiedliche Entwicklungen ersichtlich: Wahrend die Sprachthemen auf nationaler
Ebene offensichtlich im Allgemeinen wenig Beachtung fanden, wurden
kirchenpolitische Themen besonders Anfangs und Ende Jahr stark diskutiert und fielen
dann dem obligaten «Sommerloch» zum Opfer. Die Kulturpolitik hingegen sah sich mit
einem regelrechten «Sommerhoch» konfrontiert, nachdem es ab Marz 2019 eher ruhig
geworden war.

Das Hauptaugenmerk der Parlamentarierinnen und Parlamentarier lag 2019 hinsichtlich
der kulturpolitischen Entwicklungen mit Sicherheit auf der Revision des Schweizer
Urheberrechts. Nach rund 7-jahriger Vorarbeit und einer vom Standerat im Frihjahr
2019 zwecks Sondierung der Lage des européaischen Urheberrechts auferlegten
Ruckweisung, wurden im Sommer schliesslich die Weichen gestellt und das
Gesamtpaket im Herbst gebindelt. Da die angestrebte Revision Einfluss auf
verschiedene Bereiche hat, blieben die negativen Reaktionen indes nicht aus; deshalb
ist es auch wenig erstaunlich, dass kurz nach der Schlussabstimmung bereits das
Referendum ergriffen wurde. Ob die URG-Revision effektiv gelungen ist, wird sich Mitte
Januar 2020 zeigen, wenn die Referendumsfrist abgelaufen ist.

Die Ratifizierungen internationaler Abkommen wie des Ubereinkommens (ber den
Schutz des Unterwasser-Kulturerbes und des Rahmenubereinkommens des Europarats
Uber den Wert des Kulturerbes standen hingegen ausser Diskussion.

Ein anderer Fokus wurde im Kulturjahr 2019 wiederum auf die Kulturférderung gelegt.
Im Frihjahr wurde die Kulturbotschaft 2021-2024 in die Vernehmlassung geschickt und
bis im September zur Stellungnahme freigegeben. Der Ergebnisbericht lag Ende Jahr
zwar noch nicht vor, jedoch geben die im Verlauf des Jahres geféllten Entscheide zu
diversen Vorstdssen mit Referenz auf die Kulturbotschaft (Kulturabgeltung an die Stadt
Bern, EinfUhrung eines schweizerischen Jugendkulturgutscheins, Auswirkungen der
Urbanisierung auf die Kulturférderung, Aufgabenteilung zwischen SBFI und BAK,
Erhéhung des Kredits fur die Forderung des Sprachaustausches) einen ersten Hinweis
auf mogliche Herausforderungen hinsichtlich der weiteren Beratungen .

Auch im Bereich Heimatschutz und Denkmalpflege blieben die Institutionen nicht
untatig. So wurde eine Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308), die eine Anpassung der
Bewertungskriterien fur die ISOS-Aufnahme verlangte, stillschweigend angenommen
und die Vernehmlassungsergebnisse zur Totalrevision des VISOS vielen mehrheitlich
positiv aus, was auf ein Inkrafttreten der revidierten Verordnung auf den 1. Januar 2020
hindeutete.

In der ausserparlamentarischen Debatte fand das Féte de Vignerons, das drei Jahre
nach seiner Aufnahme ins UNESCO Weltkulturerbe und 20 Jahre nach der letzten
Austragung neuerlich in Vevey (VD) stattfand, grosse Beachtung - leider aufgrund der
finanziellen Bruchlandung nicht nur positive. Ein wiederkehrendes Thema war 2019
auch die Raubkunst, wobei der Fokus in diesem Jahr auf den afrikanischen Kontinent
und die im Kontext der Kolonialisierung erbeuteten Schéatze gerichtet wurde. Auch das
Volk der Fahrenden war 2019 insbesondere in den Kantonen ein Thema, da sich die
Frage der Durchgangsplatze nicht nur im Kanton Bern aufgetan hatte.

Im Bereich der Sprachpolitik standen in diesem Jahr die Mehrsprachigkeit und damit
zusammenhéangend die Forderung des Austausches zwischen den
Sprachgemeinschaften sowie der Erhalt des Ratoromanischen im Fokus. So forderte
eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 17.3654), dass 6ffentliche Ausschreibungen des
Bundes kinftig in den wichtigsten Landessprachen zu erfolgen hatten, und eine Motion
Gmur-Schoénenberger (cvp, LU; Mo. 18.4156), dass TV-Produktionen nicht mehr
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INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 29.11.2009
MARLENE GERBER

synchronisiert, sondern sowohl Eigenproduktionen in den Landessprachen, als auch
englischsprachige Produktionen in der Originalsprache ausgestrahlt und lediglich noch
untertitelt werden sollen.

Mit dem Begehen der 100-Jahr-Feier der Lia Rumantscha wurden indes Bestrebungen
aufgezeigt, das Ratoromanische wieder mehr aufs Parkett zu bringen und insbesondere
auch einem Publikum ausserhalb des Bergkantons ins Gedachtnis zu rufen. Nicht
zuletzt seit einem im Frihjahr erschienene Bericht des ZDA war deutlich geworden,
dass es flr das Ratoromanische in der Schweiz flnf vor zwoélf geschlagen hat.

In Bezug auf kirchen- und religionspolitische Themen stand in diesem Jahr die SVP mit
ihren islamkritischen Parolen auf prominentem Parkett. Mit ihrem Vorstoss zur
Bekampfung der Ausbreitung eines radikalen Islams war sie im Parlament zwar
gescheitert, generierte aber mit den daraus resultierenden Wahlplakaten des der SVP
nahestehenden Egerkinger-Komitees im Vorfeld der eidgendssischen Wahlen 2019 ein
grosses Medienecho. Auch die Motion Wobmann (svp, SO; Mo. 17.3583), die ein Verbot
der Verteilaktion «Lies!» zum Ziel hatte, scheiterte - nach einer rund 1.5-jahrigen
Sistierung - am Standerat. Wie eine bereits im Sommer verdffentlichte Studie aufzeigte,
nahm die SVP auch in den Kantonen eine dominante Rolle in der Religionsdebatte ein.
So war es nur wenig erstaunlich, dass die Anfangs Jahr neuerlich aufkommende Frage,
ob man als guter Christ noch die SVP wahlen durfe, wieder zu diskutieren gab; nicht
zuletzt, weil damit auch verschiedentliche Kirchenaustritte - nebst den ohnehin
zunehmenden Kirchenaustritten - von SVP-Politikerinnen und -Politikern einhergingen,
welche sich lieber dem Churer Bischof Huonder zuwenden wollten. Dieser seinerseits
wurde schliesslich nach zweijahrigem Aufschub zu Pfingsten Abberufen, nutzte die Zeit
bis dahin aber fir einen Rundumschlag gegen die Landeskirchen und stellte sich noch
immer quer zu den Missbrauchsvorwdirfen in der Kirche.

Wie sich die Kirche zum Staat verhalten soll und in welchem Masse sich Theologen in
die politische Debatte einbringen dirfen, wurde seit Anfang Jahr im Rahmen eines von
Gerhard Pfister (cvp, ZG) neu gegrindeten Think-Tanks «Kirche/Politik» erlautert.

Eine flr viele eher Uberraschende Kunde kam im Herbst von Seiten der reformierten
Kirchen: Diese hatten sich nach langen Diskussionen fir die «Ehe fiir alle»
ausgesprochen, wobei sie im Wissen um die konservativen Krafte innerhalb der
Glaubensgemeinschaft die Gewissensfreiheit der Pfarrpersonen gewahrleisten wollten.
Unerfreulich waren 2019 die Meldungen Uber die Rickkehr und rasche Zunahme des
Antisemitismus in der Schweiz.

Die 2019 im Vorfeld des angekindigten Frauenstreiks virulent diskutierte
Genderthematik fand ihren Einzug auch im Bereich der Kultur, Sprache und Kirche. So
wurden Frauen, und spezifisch ihr Schaffen und ihre Stellung in der Kunst und Kultur,
wesentlich starker thematisiert als in den vergangenen Jahren. Auch die Diskussion um
gendergerechte Sprache wurde in diesem Jahr wieder virulenter aufgegriffen.
Besonders Uberraschend kam auch die Anklndigung der Kirchenfrauen, sich am
diesjahrigen Frauenstreik zu beteiligen, um ein Zeichen gegen die méannliche Dominanz
innerhalb der Institution zu setzen.'

Eglises et questions religieuses

In der Volksabstimmung vom 29. November nahmen Volk und Stande die Minarett-
Initiative (Volksinitiative .,gegen den Bau von Minaretten™) trotz klarem Nein von
Bundesrat und Parlament mit einem deutlichen Ja-Anteil von 57,5% an. Einzig der
Kanton Genf verwarf die Initiative klar (40,3% Ja-Stimmen) und die Kantone Basel-
Stadt, Neuenburg und Waadt wiesen ein knappes Nein aus. Alle Ubrigen Kantone
nahmen die Initiative an. Wahrend der Kanton Zlrich nur dusserst knapp zustimmte,
waren es im Kanton Bern drei von flinf Personen. Die Zustimmungsrate im Kanton
Tessin sowie in einigen Kantonen der Zentral- und Ostschweiz Uberstieg sogar 65%.
Neben der SVP und der EDU sprachen sich im Vorfeld auch die Ubrigen Rechtsparteien
fir ein Minarettverbot aus. Alle Ubrigen Parteien sowie economiesuisse, die
Gewerkschaften und die Kirchen beschlossen die Nein-Parole. Nach der Abstimmung
kam es zu spontanen Mahnwachen und Demonstrationen in verschiedenen Stadten.
Reaktionen in auslandischen Medien und Stellungnahmen von Regierungsvertretern und
anderen Politikern waren zahlreich und mit Ausnahme von Seiten der Rechtspopulisten
Uberwiegend negativ. Der Europarat, das UNO-Hochkommissariat fir Menschenrechte
und die Organisation der islamischen Konferenz der UNO verurteilten den Entscheid.
Auch im islamischen Raum sorgte das Minarettverbot flr Enttauschung und Emporung;
mehrere religiose FlUhrer warnten aber die Muslime in der Schweiz vor einer
Uberreaktion und ermutigten sie zur Weiterfiilhrung und Verstarkung des
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interkulturellen Dialogs. Aufrufe zum Boykott wurden hauptsachlich im Internet
publiziert. Online-Umfragen europaischer Zeitungen zeigten jedoch, dass Blrger
anderer europaischer Lander der Initiative auch mehrheitlich zugestimmt hatten.
Stimmen von verschiedensten Seiten wurden laut, welche dazu aufriefen, die Angste
der Bevdlkerung ernst zu nehmen und der grassierenden Verunsicherung gegenuber
anderen Kulturen aktiv entgegen zu wirken.

VI ,gegen den Bau von Minaretten™
Abstimmung vom 29. November 2009

Beteiligung: 53,8%
Ja: 1535 010 (67,5%) / 17 5/2 Stande
Nein: 1134 440 (42,5%) / 3 1/2 Stande

Parolen:

-Ja: SVP, SD, EDU, FPS, Lega.

- Nein: FDP, CVP(1)*, SP, EVP, CSP, PdA, GP, KVP, GLP, BDP; ZSA, economiesuisse, SGB,
Travail.Suisse.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 2

Nach den Anschlagen in Paris haben die Schweizer Muslime ihre Forderung nach der
Anerkennung des Islams als Landeskirche erneut aufgegriffen. lhr designiertes Ziel
hierbei sei es, Muslime besser in die hiesige Gesellschaft integrieren zu kénnen und
zugleich aufkommenden Radikalisierungstendenzen Einhalt bieten zu kénnen. Erste
Gesuche hierfur seien bereits in Vorbereitung und wirden zunachst im Pilotkanton
Basel-Stadt und zu einem spateren Zeitpunkt dann auch in der Waadt eingereicht. Fur
den Vorstoss verantwortlich zeigen sich die beiden nationalen Muslim-Verbénde KIOS
und FIDS. Die Organisationen erarbeiten zur Zeit gemeinsam ein Musterstatut fur
islamische Gesellschaften, welches den kantonalen Verfassungen entspreche, um somit
eine solide Grundlage flr das staatliche Akzeptanzsiegel zu schaffen. Das Gesuch selbst
soll sodann von offiziellen Muslimvertreterinnen und -vertretern, welche mittels
Testwahlen von Basler Muslimen bestimmt werden, an offizieller Stelle eingereicht
werden. Farhad Afshar, Prasident der KIOS, betonte, dass den Frauen fur die Wahlen
das gleiche aktive und passive Wahlrecht zugesprochen werde wie den Ménnern. Zudem
soll zur Offenlegung der geforderten demokratischen Organisation und Transparenz
eine unabhéangige Rekurskommission geschaffen werden. Somit greift das Musterstatut
relevante Eckpfeiler des juristischen Gutachtens auf, welches im Jahr zuvor an der
Universitat Luzern in Auftrag gegeben worden war. Dass nebst dem Kanton Basel-Stadt
auch die Waadt in den Fokus der beiden Verbande gertckt war, kam nicht von
ungefahr: Im November des vergangenen Jahres hatte der Waadtlander Staatsrat
Anpassungen im Reglement fur die Anerkennung weiterer, auch nicht christlicher
Religionsgemeinschaften vorgenommen. Beide Muslimverbande erhoffen sich durch
den Vorstoss zunachst die "kleine Anerkennung" - welche in Basel schon langer méglich
ist = zu erlangen, um danach die volle staatliche Anerkennung zu erreichen. Der
Kirchenstatus wirde es der Gemeinschaft ermoglichen, eine adéaquate islamisch-
religiose Infrastruktur aufzugleisen und hatte zugleich auch eine starke Signalwirkung an
die anderen Kantone.

In der Schweizer Parteienlandschaft sind aber nicht alle von diesem Vorstoss angetan.
Die SVP-Spitze beispielsweise stellte zwar klar, dass sie die Kultusfreiheit zu keinem
Zeitpunkt in Frage stelle, die Anerkennung des Islams als integralen Bestandteil der
Landeskirche jedoch explizit ablehne. Mit einer verfassungsrechtlichen Anerkennung
seien diverse Privilegien verbunden, deren Flrsprache aber - zur Wahrung des
religiosen Friedens - der Mitsprache der kantonalen Birger bedlrfe. Zudem seien die
Muslime in keiner Organisation zusammengefasst, welche alle Glaubensangehdrigen
vertrete. Christoph Neuhaus (BE, svp), Berner Kirchendirektor und Regierungsrat,
schlagt als eine mogliche Alternative zur staatlichen Anerkennung eine Anerkennung der
muslimischen Gemeinschaften als gemeinnttzige Vereine vor. Dadurch kénne man die
notige Transparenz schaffen und hatte noch einen gewissen Einfluss auf die
Vereinstatigkeit. Christian Levrat (sp, FR) betrachtet die Diskussion jedoch aus einer
ganz anderen Perspektive: Die SVP schire mit ihrer Haltung lediglich den Hass gegen
die  Muslime und wirde sich somit zugleich auch gegen jegliche
Integrationsmassnahmen wehren. Die Schweiz musse aber viel entschiedener gegen die
Islamophobie vorgehen und sich vermehrt fur die Integration einsetzen, wobei genau
diese Anerkennung als eine passende Massnahme zu verstehen sei. Dieser Meinung
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schloss sich auch Regula Rytz (gp, BE) an und betonte, dass durch eine solche
Anerkennung zugleich auch die Rechte und Pflichten klar geregelt werden kénnten.
Christophe Darbellay (cvp, VS) hielt sich indes etwas mehr zurlck: Zur Religionsfreiheit
gebe es definitiv ein Ja, nicht aber zur Anerkennung, schliesslich sei die Schweiz ein
christlich-abendléndisch gepragtes Land und, wie Erfahrungen mit anderen
Glaubensgemeinschaften zeigten, sei eine staatliche Anerkennung flr eine gelungene
Integration nicht vonnéten. Philipp Miller (fdp, AG) hingegen stellte klar, dass die
staatliche Anerkennung den Kantonen obliege, wobei fir ihn persénlich die kulturelle
Verwurzelung einer Glaubensgemeinschaft innerhalb eines Kantons im Fokus stehe.
Zudem verwies er auf die viel diskutierte Trennung von Staat und Kirche, welche
zwischenzeitlich sogar Anklang in der Kirche selbst finde.

So befindet selbst der Churer Generalvikar Martin Grichting, dass das heutige System
nicht mehr mit der Religionsvielfalt in der Schweiz vereinbar sei. Anstelle der
Volkskirche kénne er sich eine kleinere Glaubensgemeinschaft mit einer treuen
Gefolgschaft vorstellen. Gerade in der heutigen Zeit, in der so viele Personen aus der
Kirche austreten wirden und sehr wahrscheinlich irgendwann mehr als die Hélfte der
Steuerzahlenden konfessionslos sein werde, stelle sich unweigerlich die Frage nach der
Legitimationsgrundlage fur die staatlich unterstitzte Erhebung der Kirchensteuer - in
diesem Sinne héatten die Landeskirchen also ausgedient. °

1) APS-Zeitungsanalyse 2019 - Kultur, Sprache, Kirchen

2) BBI, 2010, 3437 ff.; NZZ und BaZ, 30.11.09; Express, TG und 24h, 2.12.09 (Demonstrationen); Presse vom 1.-3.12.09; SZ,
11.12.09 (Reaktionen aus dem Ausland).

3) SoZ, 18.1.15; BaZ, TA, 19.1.15; SOGL, 25.1.15; BaZ, 28.1.15; NZZ, 17.2.15; TA, 4.3.15; NZZ, 5.3.15; LT, 27.3.15
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